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Antwort 

 

des Ministeriums für Kommunen, Bauen, Wohnen und Kultur 

 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Claudia von Bohr (AfD)  
- Drucksache 19/450 - 
 

Wohngeldbezug in Rheinland-Pfalz und Haltung der Landesregierung zu mögli-
chen Änderungen des Wohngeldrechts 

 

Die Kleine Anfrage – Drucksache 19/450 – vom 6. August 2026 hat folgenden Wort-

laut: 

Nach Medienberichten werden auf Bundesebene Änderungen im Wohngeldrecht dis-

kutiert. Bundesbauministerin Verena Hubertz hat sich öffentlich zur künftigen Ausge-

staltung des Wohngeldes geäußert. Der Minister für Bauen und Wohnen des Landes 

Rheinland-Pfalz, Sven Teuber, hat sich hierzu ebenfalls öffentlich positioniert und auf 

die Bedeutung des Wohngeldes für Menschen mit geringem Einkommen hingewiesen.  

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 

1.  Wie viele Haushalte bezogen zum Stichtag 31. Dezember 2025 Wohngeld in 

Rheinland-Pfalz?  

2.  Wie verteilen sich diese Haushalte auf die einzelnen Landkreise und kreisfreien 

Städte?  

3.  Wie viele Haushalte mit minderjährigen Kindern bezogen zum Stichtag 31. De-

zember 2025 Wohngeld in Rheinland-Pfalz?  
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4.  Wie viele Alleinerziehenden-Haushalte bezogen zum Stichtag 31. Dezember 2025 

Wohngeld in Rheinland-Pfalz?  

5.  Wie verteilen sich die in den Fragen 3. und 4. genannten Haushalte auf die einzel-

nen Landkreise und kreisfreien Städte?  

6.  Wie beurteilt die Landesregierung die auf Bundesebene diskutierten Änderungen 

des Wohngeldrechts?     

7.  Beabsichtigt die Landesregierung, sich im Bundesrat gegen Leistungseinschrän-

kungen beim Wohngeld einzusetzen? 

 

Das Ministerium für Kommunen, Bauen, Wohnen und Kultur hat die Kleine An-

frage namens der Landesregierung mit angefügtem Schreiben beantwortet. 
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Ministerium für Kommunen, Bauen, Wohnen und Kultur 
Postfach 3170 | 55021 Mainz 

An den 
Präsidenten des 
Landtags Rheinland-Pfalz 
Herrn Matthias Lammert, MdL 
Platz der Mainzer Republik 1 
55116 Mainz 

DER MINISTER 

Kaiser-Friedrich-Straße 5a 
55116 Mainz 
Telefon 06131 16-0 
Telefax 06131 16-2644 
poststelle@mkbwk.rlp.de 
https://mkbwk.rlp.de 

27. August 2026

Kleine Anfrage der Abgeordneten Claudia von Bohr (AfD) 

„Wohngeldbezug in Rheinland-Pfalz und Haltung der Landesregierung zu 

möglichen Änderungen des Wohngeldrechts“ 

– Drucksache 19/450 –

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Vorbemerkung: 

Das Statistische Landesamt fasst die statistischen Daten über das Wohngeld in einem 

jährlichen Bericht für das vorangegangene Jahr zusammen.  

Der aktuelle Bericht wurde am 4. August 2026 veröffentlicht und fasst die statistischen 

Daten über das Wohngeld bis zum 31. Dezember 2025 zusammen. Die nachfolgenden 

statistischen Angaben sind diesem Bericht entnommen. 

Dies vorausgeschickt beantworte ich namens der Landesregierung die Kleine Anfrage 

wie folgt: 
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Zu Frage 1 und 2:  

Die Anzahl sowie die Verteilung der Wohngeldhaushalte auf die Landkreise und 

kreisfreien Städte zum Stichtag 31.12.2025 sind der folgenden Tabelle zu entnehmen:  

 

Verwaltungsbezirk 
Anzahl der 

Haushalte, die 
Wohngeld beziehen 

Frankenthal (Pfalz), St. 625 

Kaiserslautern, St. 1 440 

Koblenz, St. 2 360 

Landau i. d. Pfalz, St. 720 

Ludwigshafen a. Rh., St. 2 500 

Mainz, St. 2 460 

Neustadt a. d. Weinstr., St. 900 

Pirmasens, St. 1 025 

Speyer, St. 850 

Trier, St. 2 190 

Worms, St. 1 570 

Zweibrücken, St. 770 

Ahrweiler 1 675 

Altenkirchen (Ww.) 1 860 

Alzey-Worms 1 455 

Bad Dürkheim 910 

Bad Kreuznach 2 470 

Bernkastel-Wittlich 1 250 

Birkenfeld 1 280 

Cochem-Zell 810 

Donnersbergkreis 1 025 

Eifelkreis Bitburg-Prüm 1 035 

Germersheim 1 140 

Kaiserslautern 925 

Kusel 830 

Mainz-Bingen 2 000 

Mayen-Koblenz 2 995 

Neuwied 2 775 

Rhein-Hunsrück-Kreis 1 340 

Rhein-Lahn-Kreis 1 835 

Rhein-Pfalz-Kreis 1 215 

Südliche Weinstraße 1 080 
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Südwestpfalz 845 

Trier-Saarburg 1 060 

Vulkaneifel 815 

Westerwaldkreis 2 460 

 

Zu Frage 3: 

21.310. 

 

Zu Frage 4: 

Zum Stichtag 31.12.2025 gab es 5.445 Wohngeld-Haushalte in dem Alleinerziehende 

mit bis zu drei Kindern (Personen unter 18 Jahren) zusammenleben. Die Zahl der 

Wohngeld-Haushalte, in denen Alleinerziehende mit mehr als drei Kindern (Personen 

unter 18 Jahren) zusammenleben, ist in dem Bericht des Statistischen Landesamtes 

nicht aufgeführt – der Landesregierung liegen damit keine Daten dazu vor. 

 

Zu Frage 5: 

Eine Aufschlüsselung nach einzelnen Landkreisen und kreisfreien Städten im Sinne der 

Fragestellung ist in dem Bericht des Statistischen Landesamtes nicht aufgeführt – der 

Landesregierung liegen damit keine Daten dazu vor.  

 

Zu den Fragen 6 und 7: 

Das Wohngeld ergänzt die Objektförderung der sozialen Wohnraumförderung ideal mit 

einer sehr zielgenauen und sehr effizienten Subjektförderung. Durch die regelmäßig 

stattfindenden Einkommensprüfungen wird sichergestellt, dass staatliche Leistungen 

auch dort ankommen, wo ein besonderes Bedürfnis besteht. Dies nutzt sowohl den 

betroffenen Wohngeldhaushalten als auch dem Staat, der seine knapper werdenden 

Mittel mit großer Zielgenauigkeit einsetzen kann. Das Wohngeld hilft also gerade bei 

dem besonders effizienten Einsatz staatlicher Mittel, um bezahlbares Wohnen zu 

ermöglichen. Die Landesregierung erwartet deshalb, dass der Bund die Auswirkungen 

der geplanten Wohngeldkürzungen transparent darstellt und etwaige Härten 

angemessen berücksichtigt. Insbesondere sollten einzelne Haushaltstypen (z.B. 
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Alleinerziehende, Rentnerhaushalte) nicht unangemessen oder besonders belastet 

werden. Diese und weitere Bedenken wurden auch bereits im Rahmen des 

Beteiligungsverfahrens deutlich gegenüber dem Bund geäußert. Zusätzlich steht die 

Landesregierung im engen Austausch mit dem zuständigen Bundesministerium. Vor 

diesem Hintergrund sowie mit Blick auf mögliche weitere Schritte wird die 

Landesregierung den weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens eng begleiten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Gez. 

 

Sven Teuber 

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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